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Dem BGH lag ein Rechtsstreit zwischen 
zwei Apothekern vor, von denen einer 
apothekenp� ichtige Medikamente über 
Amazon verkaufte. Bei ihrer Bestellung 
mussten die Kunden persönliche Informa-
tionen angeben. Sein Mitbewerber be-
antragte gerichtlich die Einstellung des 
Onlineverkaufs, soweit nicht gewährleis-
tet sei, dass den Kunden vorab eine Ein-
willigung in die Datenverarbeitung mög-
lich ist. Er stützte sich hierbei auf die 
deutschen Rechtsvorschriften über un-
lautere Geschäftspraktiken. 

In erster und zweiter Instanz gaben ihm 
die Gerichte Recht, da der Vertrieb man-
gels Kundeneinwilligung zu einer durch 
die DSGVO verbotenen Verarbeitung von 
Gesundheitsdaten führe. Der BGH wollte 
vom EuGH wissen, ob die von den Kunden
beim Onlinekauf nicht verschreibungs-
p� ichtiger Arzneimittel eingegebenen 
Daten Gesundheitsdaten i. S. d. DSGVO 
seien. Ferner hinterfragte er, ob die deut-

schen Rechtsvorschriften überhaupt im 
Einklang mit der DSGVO stünden. Diese 
sieht grundsätzlich die Zuständigkeit na-
tionaler Aufsichtsbehörden für die Über-
wachung und Durchsetzung der Verord-
nung vor und überlässt es Betroffenen, 
ihre Rechte durchzusetzen.

Gesundheitsdaten 

In seinem Urteil teilte der EuGH mit, dass 
es sich bei den von den Kunden in der 
Onlinebestellung apothekenp� ichtiger 
Arzneimittel eingegebenen Daten um Ge-
sundheitsdaten i. S. d. DSGVO handele. Ob
der Arzneimittelverkauf einer ärztlichen 
Verschreibung bedarf, spiele hierbei keine 
Rolle. Der maßgebliche Rückschluss auf 
den Gesundheitszustand einer identi� -
zierten oder identi� zierbaren natürlichen 
Person sei dennoch möglich, etwa durch 
Herstellen von Verbindungen zwischen 
der Person und ihren Arzneimitteln. Uner-
heblich sei, dass bei nicht verschreibungs-

p� ichtigen Arzneimitteln nie absolut sicher
ist, dass diese für den Besteller bestimmt 
sind – bereits eine gewisse Wahrschein-
lichkeit hierfür reiche aus. Eine Differenzie-
rung würde an dieser Stelle also der Ge-
währleistung eines hohen Schutzniveaus 
als Ziel der DSGVO zuwiderlaufen. Des-
halb müsse der Verkäufer seine Kunden 
klar, vollständig und leicht verständlich 
über die genauen Umstände und Zwecke 
der Datenverarbeitung informieren und 
ihre ausdrückliche Einwilligung hierzu ein-
holen. Zudem sei ein gerichtliches Vorge-
hen auf Basis der unlauteren Geschäfts-
praktiken laut dem EuGH mit der DSGVO 
vereinbar und zusätzlich zur Rechtaus-
übung durch Aufsichtsbehörden und Be-
troffene möglich. So ließen sich viele Ver-
stöße gegen die DSGVO vermeiden sowie 
Rechte und Schutz der Betroffenen stär-
ken. 
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EuGH urteilt zu Arzneimittelhandel

Verkauf über Amazon 
rechtswidrig
Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) urteilte auf Bitte des deutschen Bundesgerichtshofs (BGH) zur Ausle-
gung der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) im Rahmen der Verletzung der Vorschriften zum Schutz 
personenbezogener Daten. Demnach sei die aktuelle Praxis eines deutschen Apothekenbetreibers, apothekenp� ichtige 
Arzneimittel über Amazon zu verkaufen, rechtswidrig, obgleich diese keiner ärztlichen Verschreibung bedürfen.
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